Arbeitsagenturen bespitzeln Hartz IV-Empfänger

 (17.04.2008) 

Big Brother am Arbeitsplatz: Die Überwachung von Beschäftigten hat in den vergangenen Tagen für Aufregung gesorgt. Nun weitet sich die Bespitzelungsaffäre offenbar auch auf Hartz IV-Empfänger aus. Wie der »Schleswig-Holsteinische Zeitungsverlag« (SHZ) berichtet, sollen die Arbeitsagenturen Spitzel-Protokolle erstellt und die Privatsphäre von Beziehern des Arbeitslosengeldes (ALG) II missachtet haben.

In den Berichten würden private Details über Arbeitslose festgehalten, die in keinem Zusammenhang mit dem Bezug von ALG II stünden. "Dass es die Spitzel-Protokolle gibt, wurde im Rahmen unseres Kontrollvorgangs dargelegt und im Tätigkeitsbericht festgehalten. Bei welchen Arbeitsagenturen Spitzel-Protokolle geführt werden, wurde von unserer Seite bewusst nicht veröffentlicht", erklärt hierzu Thilo Weichert, Datenschutz-Beauftragter des Landes Schleswig-Holstein. 

Spitzel-Protokolle erinnern an Stasi
Im 30. Tätigkeitsbericht der norddeutschen Datenschützer findet sich dann auch das Beispiel eines Prüfberichtes, der sich wie ein Protokoll der DDR-Staatssicherheit liest: "Zu Beginn des Besuches wirkt Herr XY entspannt und ausgeruht, sein Gesicht ist eher blass. Er erscheint weder verschwitzt noch abgehetzt. Dagegen bilden sich zum Ende des Gespräches Schweißperlen auf seiner Oberlippe."
Akribisch sei jede Beobachtung in dem umfangreichen Prüfbericht des Außendienstes vermerkt worden. Es fänden sich Notizen wie: "Sechs Zigaretten im Aschenbecher in der Küche, im Flur findet sich in einem Schrank eine Plastikdose mit Weihnachtskugeln, im Wohnzimmerschrank vier Medikamentenschachteln". Selbst die "Glühbirne an der Küchendecke" sei festgehalten worden. 

Protokolle gegen Leistungsmissbrauch
Von der Arbeitsagentur wurde die Existenz solcher Protokolle gegenüber dem »Schleswig-Holsteinischen Zeitungsverlag« prinzipiell bestätigt. "Eigentlich werden die Protokolle erstellt, um Missbrauch bei der Verteilung der Arbeitslosengelder zu verhindern", erklärte Silke Hansen, Sprecherin der Arge Flensburg. In ihrem Haus würden dabei nur relevante Daten über die Hartz IV-Empfänger erhoben. Dass Arbeitsagenturen andernorts darüber hinausgehende intime Informationen erfassen, sei aber nicht auszuschließen.

Zum Weiterlesen: Hartz IV für Staatsdiener
Im öffentlichen Dienst verdient man gut - ein Vorurteil, dessen Bestätigung sich viele wünschen würden. Denn offenbar zahlt die Öffentliche Hand häufig nur Niedriglöhne. Tausende Beschäftigte von Bund, Ländern und Kommunen benötigen zusätzlich zu ihrem Lohn Hartz IV-Leistungen. Darunter sind fast 33.000 Lehrer und Erzieher, die trotz eines regulären Jobs auf Hartz IV angewiesen sind.

Während die große Koalition über die Einführung von Mindestlöhnen diskutiert, verdienen zahlreiche Beschäftigte von Bund, Ländern und Kommunen nur Niedriglöhnen. Als so genannte Aufstocker sind die Betroffenen zusätzlich zu ihrem Lohn auf Hartz IV-Leistungen angewiesen. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Linken-Abgeordneten Sabine Zimmermann hervor, wie die "Süddeutsche Zeitung" berichtet. 

Arm trotz Arbeit
Demnach arbeiten insgesamt 180.000 Menschen, deren regulärer Verdienst nicht zum Leben reicht, im öffentlichen Dienst sowie in angrenzenden Bereichen, von denen einige inzwischen privatisiert sind. Darunter seien fast 33.000 Lehrer und Erzieher, die trotz eines regulären Jobs auf Hartz IV angewiesen sind. 

Wie die "Süddeutsche" weiter berichtet, waren im Juli 2007 im öffentlichen Dienst, in Schulen sowie in den Bereichen Gesundheit, Soziales und Entsorgung 129.907 Beschäftigte auf Hartz IV angewiesen gewesen - obwohl sie einer regulären, sozialversicherungspflichtigen Arbeit nachgingen. Weitere 53.621 Menschen stockten einen Mini- oder Teilzeitjob mit Arbeitslosengeld (ALG) II auf.
Kritik der Opposition
"Die SPD macht sich öffentlich für Mindestlöhne stark, ist aber in der Regierung dafür verantwortlich, dass Beschäftigte den Gang zum Sozialamt antreten müssen, weil der Monatsverdienst nicht reicht", kritisierte Zimmermann die Angaben der Bundesregierung. "Das passt nicht zusammen." Die Abgeordnete leitete daraus den Schluss ab, dass "die Forderungen der Gewerkschaften in der diesjährigen Tarifrunde berechtigt sind". 

Kritik äußerte auch die Arbeitsmarktpolitikerin Brigitte Pothmer (Grüne). Es sei "beschämend, dass die öffentliche Hand Geringverdiener mit ihren Existenzsorgen im Stich lässt". Mit seinem schlechten Vorbild ermuntere "Vater Staat" zum rücksichtlosen Verhalten in der Wirtschaft.
